
Schöffenwahl im Jahr 2018 für die Geschäftsjahre 2019 bis 2023 
 
Aufstellung einer Vorschlagsliste durch die Gemeinden 
Im ersten Halbjahr 2018 werden bundesweit die Schöffen und Jugendschöffen für die 
Amtszeit von 2019 bis 2023 gewählt. Das Gerichtsverfassungsgesetz sieht in Strafsachen in 
weitem Umfang die Beteiligung von Schöffen vor, die neben den Berufsrichtern 
gleichberechtigt an der Hauptverhandlung teilnehmen und zur Urteilsfindung berufen sind. 
Das Amt des Schöffen gehört damit fraglos zu den wichtigsten und einflussreichsten 
Ehrenämtern. Es eröffnet die Möglichkeit zur Partizipation an staatlichen Entscheidungen 
und damit der unmittelbaren Ausübung der Staatsgewalt. Laienrichter tragen in erheblichem 
Umfang zur demokratischen Legitimation des gesamten Justizwesens bei. Die Schöffen und 
Jugendschöffen an den Amts- und Landgerichten werden in einem mehrstufigen Verfahren 
gewählt. Zur Vorbereitung dieser Wahl stellen die Gemeinden Vorschlagslisten mit 
Kandidaten auf, aufgrund derer die Schöffen in der zweiten Jahreshälfte 2018 durch 
Wahlausschüsse, die bei den Gerichten eingerichtet werden, gewählt werden. In den 
Vorschlagslisten sind mindestens doppelt so viele Kandidaten aufzunehmen, wie der 
Präsident des Amtsgerichts bestimmt hat. Gesucht werden Bewerberinnen und Bewerber, 
die in der Gemeinde wohnen und am 01. Januar 2019 zwischen 25 und 69 Jahre alt sein 
werden.  
Wählbar sind deutsche Staatsangehörige, die die deutsche Sprache ausreichend 
beherrschen. Wer zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt wurde oder 
gegen wen ein Ermittlungsverfahren wegen einer schweren Straftat schwebt, die zum Verlust 
der Übernahme von Ehrenämtern führen kann, ist von der Wahl ausgeschlossen. Auch 
hauptamtliche in oder für die Justiz Tätige (Richter, Rechtsanwälte, Polizeivollzugsbeamte, 
Bewährungshelfer, Strafvollzugsbedienstete usw.) und Religionsdiener sollen nicht zu 
Schöffen gewählt werden. 
Neben den formalen Kriterien sollen Schöffen über soziale Kompetenz verfügen um das 
Handeln eines Menschen in seinem sozialen Umfeld beurteilen zu können. Schöffen in 
Jugendstrafsachen sollten in der Jugenderziehung über besondere Erfahrung verfügen. 
Das verantwortungsvolle Amt eines Schöffen verlangt in hohem Maße Unparteilichkeit, 
Selbstständigkeit und Reife des Urteils, aber auch geistige Beweglichkeit und – wegen des 
anstrengenden Sitzungsdienstes – gesundheitliche Eignung. 
Schöffen müssen ihre Rolle im Strafverfahren kennen, über Rechte und Pflichte informiert 
sein und sich über die Ursachen von Kriminalität und den Sinn und Zweck von Strafe 
Gedanken gemacht haben. Sie müssen bereit sein, Zeit zu investieren, um sich über ihre 
Mitwirkungs- und Gestaltungsmöglichkeiten weiterzubilden. Wer zum Richten über 
Menschen berufen ist, braucht ein großes Verantwortungsbewusstsein für den Eingriff in das 
Leben anderer Menschen. Objektivität und Unvoreingenommenheit müssen auch in 
schwierigen Situationen bewahrt werden. Schöffen sind mit den Berufsrichtern 
gleichberechtigt. Jedes Urteil- gleichgültig ob Verurteilung oder Freispruch – haben die 
Schöffen daher mit zu verantworten. In der Beratung mit den Berufsrichtern müssen 
Schöffen ihren Urteilsvorschlag standhaft vertreten können und sich von besseren 
Argumenten überzeugen lassen, ohne opportunistisch zu sein, Ihnen steht in der 
Hauptverhandlung das Fragerecht zu. Sie müssen sich entsprechend verständlich machen, 
auf den Angeklagten wie andere Prozessbeteiligte eingehen können und an der Beratung 
argumentativ teilnehmen. Ihnen wird daher Kommunikations- und Dialogfähigkeit abverlangt. 
 
Wer Interesse an diesem Amt hat, kann sich bis spätestens Freitag, 20. April 2018 bei 
der Gemeindeverwaltung Zaberfeld, Schloßberg 5, 74374 Zaberfeld schriftlich 
bewerben. 
Weitere Informationen erhalten Sie auch telefonisch unter 07046/9626-31, Frau Stuber. 
Den Vordruck für Ihre Bewerbung erhalten Sie im Internet auf www.schoeffenwahl.de 
sowie auf Ihrem Zaberfelder Rathaus.  

http://www.schoeffenwahl.de/

